
Arbeiterkammer:BP-Wahl: Asyl:

Das sagen die
Genossen nicht...

Arbeiter für
FPÖ

Mindestsicherung für 
Asylberechtigte gekürzt

Seite 6Seite 2 Seite 4

FREIHEITLICHE ARBEITNEHMER OÖ

Österreicher mit FPÖ 
gegen das Establishment

F
ot

o:
 F

P
Ö

; p
ix

ab
ay

BK_1601.indd   1 20.06.16   20:34



VORWORT

Vorweg möchte ich  mich bei 
allen herzlichst bedanken, 
die unseren Norbert Hofer 
bei der Bundespräsiden-
tenwahl mit ihrer Stim-
me unterstützt haben. 
DIE ZEICHEN STE-
HEN AUF BLAU! 
Das ist das Resümee 
dieser Wahl. Bereits 
im ersten Wahlgang 
setzten die Österreicher 

ein deutliches Lebenszei-
chen mit 35% für Hofer, 

das von Medien als politi-
sches Erdbeben oder gar 
als Ende der zweiten Re-
publik bezeichnet wurde. 
Bemerkenswert war das 
Debakel der Kandidaten 
der Regierungsparteien, 
die zusammen gerade ein-
mal auf 22% kamen. In 
Vorarlberg hatte der SPÖ 

Kandidat Hunstorfer sogar 
ein Kellerderby mit Lugner 
und konnte sich mit 4,2% ge-
rade noch gegen „Mörtl“, der 
2,1% erzielte, durchsetzen. 
Der selbsternannte unabhän-
gige Kandidat Van der Bel-
len, der im Wahlkampf von 
den Grünen in sämtlichen 
Bereichen unterstützt wurde, 
schaffte es vor Irmgard Griss 
knapp in die Stichwahl.
Der Wahlkampf vor der Stich-
wahl hatte mit Fairness wenig 
bis gar nichts mehr am Hut. 
Ein Schulterschluss vom in- 
und ausländischen politischen 
Establishment, gescheiterten 
Politikern, der linken Künst-
lerschickeria und ORF schoss 
sich auf Norbert Hofer ein 
und konnte die Stichwahl auf 
den ersten Blick irgendwie 
zu ihren Gunsten „drehen“. 

Nach und nach tauchten bun-
desweit Ungereimtheiten in 
sämtlichen Bereichen der 
Briefwahl auf. So ist es nun 
die demokratische Pfl icht 
der FPÖ diese Missstände 
untersuchen zu lassen, was 
auch Verfassungsexperten 
bestätigten. Fakt ist auch, un-
abhängig vom Ausgang der 
Wahlanfechtung, 86 % der 
Arbeitnehmer haben sich für 
Norbert Hofer ausgesprochen 
und kein Wähler wird verges-
sen, was bei dieser Wahl an 
Fehlern passiert ist. Wir Frei-
heitliche haben eine Koaliti-
on mit den Österreichern und 
werden weiterhin gemeinsam 
mit und für euch gegen dieses 
System arbeiten.
Glück Auf
Euer Zentralbetriebsrat 
Gerhard Knoll

Vorweg möchte ich  mich bei 
allen herzlichst bedanken, 
die unseren Norbert Hofer 
bei der Bundespräsiden-
tenwahl mit ihrer Stim-
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ein deutliches Lebenszei-

chen mit 35% für Hofer, 
das von Medien als politi-
sches Erdbeben oder gar 
als Ende der zweiten Re-
publik bezeichnet wurde. 
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Debakel der Kandidaten 
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Arbeiter vertrauen 
den Freiheitlichen
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VERKEHR Juni 2016 3

Es gilt prinzipiell zwi-
schen Tagschicht- und 
Wechse l sch ich tbussen 
zu unterscheiden. Der 
Oberösterreichische Ver-
kehrsverbund führt derzeit 
22 Tagschichtlinien aus den 
Regionen – überwiegend 
aus dem Mühlviertel und 
dem Bezirk Grieskirchen/
Eferding – zur Voestalpi-
ne. Tagschicht bedeutet, 
dass von Montag bis Frei-
tag ein Kurs aus der Region 
mit Ankunft um ca. 6:15 in 
der Voestalpine fährt. Von 
Montag bis Donnerstag 
startet die Rückfahrt aus 
dem Betriebsgelände gegen 
16:00 und freitags etwa um 
12:30. Zusätzlich führt der 
Verkehrsverbund derzeit 19 

Wechselschichtlinien aus 
denselben Regionen zur 
VOEST. Wechselschicht 
bedeutet dabei, dass täg-
lich im 8-Stunden-Takt aus 
der Region zur Voestalpine 
und ebenso im 8-Stunden-
takt auf den gleichen Linien 
wieder zurück in die Regio-
nen gefahren wird.

16 Verkehrsunternehmen 
erbringen für den Ver-
kehrsverbund auf diesen 
Strecken eine Jahreskilo-
meterleistung von rund 3,3 
Millionen Kilometern. Im 
Jahr 2015 haben diese Ver-
kehrsleistungen Kosten in 
der Höhe von 7,8 Millionen 

Euro verursacht, die vom 
Land Oberösterreich und 
damit durch die Steuerleis-
tungen unserer Bürger ge-
tragen wird.
Aufgrund der ab Sommer 
2013 angestrebten Strategie 
der Voestalpine, die regi-
onalen Busverkehre beim 
Werkszaun kappen zu wol-
len – Projekt Werkszaun, 
erfolgte die Planung des 
Landes, die Verkehre suk-
zessive beim Sozialgebäude 
36 enden zu lassen. Damals 
teilte die Voestalpine sogar 
mit, außerhalb des Werks-
zauns einen neuen Buster-
minal errichten zu wollen 
und die interne Verteilung 
im Werksgelände selbst in 
die Hand zu nehmen. Diese 
Pläne sind allerdings wie-
der eingeschlafen. Die Wei-
terverteilung innerhalb des 
Betriebsgeländes erfolgt 
mit Shuttlebussen. Seitens 
des Landes ist es notwen-
dig, dass die Tagschicht-
busse morgens wieder rasch 
die VOEST verlassen, da 
sie dringend für den Schul-
verkehr in der morgend-

lichen Hauptverkehrszeit 
gebraucht werden und vor 
Verkehrsbehinderungen auf 
der Steyreggerbrücke ein-
treten, diese wieder über-
quert haben müssen.

Gerüchte, dass die Verbin-
dungen in die Voestalpine 
absichtlich verschlechtert 
werden sollen, entsprechen 
nicht der Wahrheit. Fest-
zuhalten ist, dass der Ver-
kehrsverbund und damit 
auch das Land Oberöster-
reich den Pendlerverkehr 
zugunsten der Arbeitnehmer 
in besonderem Ausmaß för-
dern. Andere Unternehmen 
in vergleichbaren Situatio-
nen beteiligen sich übrigens 
in erheblichem Ausmaß an 
den Kosten für derartige 
Verkehrsleistungen.
Der Vorbildscharakter ei-
nes leistungsstarken Unter-
nehmens wie der VOEST, 
sollte sich in Zukunft auch 
bei seinem Engagement im 
Pendlerverkehr seiner Mit-
arbeiter wiederspiegeln.

VOEST als Pro� teur des 
Ö� entlichen Verkehrs

VERKEHR

Die Voestalpine ist eines der bedeutendsten Unterneh-
men Österreichs und einer der wichtigsten Arbeitgeber 
in Oberösterreich. Seit Jahrzehnten unterstützt das 
Land daher die Arbeitnehmer auf ihrem Weg in und 
von der Arbeit. Das geschieht durch die Kraftfahrlini-
enverkehre, die auf das Betriebsgelände geführt wer-
den. Es handelt sich hierbei nicht bloß um einzelne 
Busse, sondern um ein regelrecht eigenes Verkehrssys-
tem, für das unsere Steuerzahler aufkommen und das 
ich kurz darlegen möchte.

3,3 Millionen km

Pendler gefördert
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MELDUNGEN

Gesundheit am Arbeitsplatz
Bei meinen Anlagen-
rundgängen wurde ich 
in letzter Zeit vermehrt 
auf die schlechten Zu-
stände der Sitzgele-
genheiten in Steuer-
ständen aufmerksam 

gemacht. Ich verschaff-
te mir selbst ein Bild 
und stellte teilweise un-
annehmbare Zustände 
fest. Warum zuständige 
Abteilungsbetriebsräte 
sich um solche Dinge 
nicht kümmern ist mir 
schleierhaft. Vor allem 
schilderten die Mitar-
beiter vor Ort, dass 
dies zwar schon mehr-
mals angesprochen 
wurde, jedoch vom 
Abteilungsbetriebsrat 
der Schubbeize nichts 
unternommen wurde.  
Da eine angemesse-
ne Sitzgelegenheit für 
unterschiedliche Kör-
pergrößen rein aus 
gesundheitlichen 
Gründen ein 
MUSS ist, hab ich 
das unverzüglich 
in die Wege ge-

leitet. Letztlich wurden 
neue Sessel dann auch 
rasch umgesetzt. Sol-
che Dinge sollten sich 
in einem Unternehmen 
wie der voestalpine al-
lerdings von selbst rich-
ten, ansonsten ist man 
„keinen Schritt voraus“.

Angefochten wird die Wahl 
vom bisherigen ÖAAB-Be-
triebsrat. Beim Stimmenaus-
zählen war es oftmals so, dass 
sich in vielen Kuverts zwei 
Stimmzettel  befanden. Ein 
komplett leerer, der im Wahl-
lokal ausgehändigt wurde. 
Zusätzlich aber noch ein wei-
terer, wo die Vorzugsstimme 
eines FSG-Betriebsrat stand. 
Freilich wertete der FSG-do-
minierte Wahlvorstand dies 
jeweils als FSG-Stimme. 
Mittlerweile ist bekannt, wie 

Und täglich grüßt das 
Murmeltier. Erneut geht 
es um Unregelmäßigkei-
ten bei einer Wahl und 
wieder einmal  heißt der 
Tatort VOEST und natür-
lich geht es um Wahlritu-
ale der FSG-Betriebsräte. 

Wahlanfechtung der 
Angestellten BR-Wahl

FPÖ-Klubobmann Herwig 
Mahr betont, dass das Sys-
tem ohne Kürzungen nicht 
mehr fi nanzierbar sei: „Wir 
sind verpfl ichtet, jetzt Maß-
nahmen zu setzen, damit 
wir uns auch in Zukunft 
dieses System leisten kön-
nen. Wenn ich bedenke, 
dass Niederösterreich, das 
Burgenland und Salzburg 
mit Stimmen von SPÖ und 

Grünen 365 Euro beschlos-
sen haben und wir in Ober-
österreich 520 Euro, dann 
ist das überhaupt keine sozi-
ale Kälte. Außerdem gibt es 
eine Reihe von Oberöster-
reichern, die diese Beträge 
nicht haben.“
Wer in Oberösterreich die 
Mindestsicherung in voller 
Höhe erhalten möchte, muss 
künftig Wertekurse besu-

chen, Sprachschulungen 
absolvieren und bereit sein, 
arbeiten zu gehen. Wer das 
nicht einhält, dem wird die 
Mindestsicherung gekürzt.

Haimbuchner: „Asyl-
werber suchen Land mit 
besten Leistungen“

F P Ö - L a n d e s p a r t e i o b -
mann und Landeshaupt-
mann-Stellvertreter Man-
fred Haimbuchner verteidigt 
die beschlossene Anpas-
sung: „Immer mehr Men-
schen beantragen in Ös-
terreich Asyl. Das fordert 
zunehmend unsere sozialen 
Netze.“ Daher sei es nötig, 
bei den steigenden Kosten 

bei der Mindestsicherung 
gegenzusteuern, „da das 
System sonst unleistbar 
wird“. Asylwerber würden 
sich derzeit das Land mit 
den höchsten Sozialleistun-

Umgesetzt: Oberösterreich kürzt 
Mindestsicherung für Asylberechtigte
Der oberösterreichische Landtag hat heute die Kür-
zung der Mindestsicherung für Asyl- und subsidiär 
Schutzberechtigte beschlossen. Künftig gibt es nur 
mehr 365 Euro statt wie bisher 914 Euro. Dazu kommt 
ein an Aufl agen gebundener Integrationsbonus von 155 
Euro. Zusätzliche Leistungen gibt es bei Kindern. Mit 
der Deckelung der Mindestsicherung sollen die Kosten 
bis 2019 um 70 Millionen gesenkt werden.

Fotos: FA OÖ

BR Martin Fürst
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es überhaupt dazu kommen 
konnte, dass in unzähligen 
Kuverts zwei Stimmzettel 
sein konnten. Die Vertreter 
der FSG verteilten im Vor-
feld der Wahl in ihren Ab-
teilungen diese ominösen 
Stimmzettel. Manche Ange-
stellte machten sich vermut-
lich einen Spaß oder wollten 
dieses demokratiefeindliche 
rote System aufdecken und 
warfen zwei Stimmzettel 
ins Kuvert. So ist dieses zu 
tiefst ablehnende Wahlritual 

der Genossen aufgefl ogen 
und mittlerweile beim Ar-
beitsgericht anhängig. Dieses 
Beispiel wirft die Frage auf, 
ob die Fraktion Sozialdemo-
kratischer Gewerkschafter 
möglicherweise glaubt De-
mokratie nicht praktizieren 
zu müssen, da sie dieses 
Wort eh in ihrem Fraktions-
namen stehen haben. Man 
sieht, dass der FSG nichts zu 
blöd ist und auch  jedes Mit-
tel recht ist, um irgendwie an 
der Macht zu bleiben.

MELDUNGEN Juni 2016 5

Der FSG-Kandidat und 
jetzige Abteilungsbe-
triebsrat versprach Lea-
singübernahmen und 
behauptete, dass Über-
nahmen überhaupt kein 
Problem seien, man müs-
se nur dahinter sein. Da 
dieses Flexible 4-Schicht-
modell von einem 20 Pro-
zent Leasinganteil lebt, 
sind Übernahmen nach 
den geplanten 18 Mo-
naten nicht immer sofort 
möglich. In so einer Situ-
ation bedarf es etwas an 
Fingerspitzengefühl vom 
Betriebsrat, um eine an-
nehmbare Lösung für alle 
Beteiligten zu � nden. 
Dass der frischgefangene 
Betriebsrat weder über 
Fingerspitzengefühl noch 
das nötige Fachwissen 
verfügt, mussten einige 
Leiharbeiter auf schmerz-
hafteste Weise erfahren. 
Er und seine Genossen 
beharrten darauf, dass 
nach 18 Monaten eine 
Entscheidung getroffen 
werden muss. In seiner 
Kurzsichtigkeit ging er 
automatisch von ei-
ner Übernahme 
ins Stammper-
sonal aus. Die 
von BR Krie-
ger geforderte 
Entscheidung 
ist schließlich 
schon pas-
siert, nur war 
diese Entschei-
dung in häu� gen 
Fällen eine 
Kündigung 
des an-

gelernten Leihpersonals 
anstatt der versprochenen 
Übernahme. Für die be-
troffenen Mitarbeiter, hin-
ter denen auch Familien 
stehen, ist dies natürlich 
eine Tragödie. Danach 
wird vom Unternehmen 
neues Leasingpersonal 
aufgenommen, um sich 
wieder Zeit und Luft  zu 
verschaffen. Auch für das 
Stammpersonal ist dies 
ein mühsames Unterfan-
gen, wenn fertig angelern-
te Mitarbeiter und Arbeits-
kollegen ganz plötzlich 
durch neues Personal, 
das neu angelernt werden 
muss, ersetzt werden. Na-
türlich muss man an die-
ser Stelle sagen, dass die 
Mitarbeiter selbst Schuld 
sind, immerhin haben sie 
die FSG und somit ihren 
Abteilungskandidaten mit 
68% gewählt. 
Mittlerweile ist der Lack 
ab und ein Großteil der 
Mitarbeiter in der Feu-
erverzinkung sieht das 
Projekt „Freddy Krüger“ 
als gescheitert. An dieser 

Stelle ist darauf zu 
verweisen, dass 

man ihn erst in 
drei Jahren in 
Form einer de-
mokratischen 
Abwahl sozu-
sagen „wei-
terversetzen“ 
kann. Außer 

er zieht selbst 
die Konsequenzen 
aus seiner folgen-

schweren Toll-
patschigkeit? 

FSG-Versprechen 
halten doch nicht

Leasingübernahmen:

Ein Jahr ist nun seit der letzten BR-Wahl vergangen 
und besonders in den Feuerverzinkungsanlagen 
wird der Unterschied zwischen billiger Wahlpropa-
ganda und der Realität im Arbeitsleben sichtbar. 

Wahlanfechtung der 
Angestellten BR-Wahl

Umgesetzt: Oberösterreich kürzt 
Mindestsicherung für Asylberechtigte

gen aussuchen.
Er möchte „wieder Ver-
nunft und Gerechtigkeit in 
das Sozialsystem bringen“ 
und verweist auf zwei Fälle 
in jüngster Vergangenheit, 

wo Asylanten-Familien aus 
Steyr und Wien bis zu 6.000 
Euro monatlich vom Staat 
als Sozialleistungen bezo-
gen haben.
Auch der Landesobmann der 
Freiheitlichen Arbeitneh-
mer, AKR Gerhard Knoll 
begrüßt die Kürzung der 
Mindestsicherung für Asyl-
berechtigte: „Diese Perso-
nen haben noch nie in un-
ser Sozialsystem eingezahlt 
und haben trotzdem 914€ 
Mindestsicherung erhalten, 
während zahlreiche Pensi-
onisten, die jahrzehntelang 
eingezahlt haben, mit 900€ 
Pension abgespeist werden. 
Diese Ungerechtigkeit wur-
de nun bereinigt.“
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ARBEITERKAMMER

Besonders hitzig wurde die 
Debatte als AK-Vorstand 
Gerhard Knoll die Forde-
rung nach einer Kürzung 
der Mindestsicherung für 
Asyl- und subsidiär Schutz-
berechtigte erläuterte. Seit 
2011 hat sich die Anzahl der 
Mindestsicherungsbezieher 
verdoppelt. Bekannte Öko-
nomen sprechen mittlerwei-
le Klartext und bestätigen 
die FPÖ-Sicht, dass Sozial-
staaten nicht kompatibel mit 
Massenwanderungen sind. 
Knoll forderte, auf solche 
Entwicklungen zu reagieren 
und die Rahmenbedingun-
gen entsprechend anpas-
sen, damit der Sozialstaat 
in Zukunft überhaupt noch 
funktionieren und existieren 
kann. Was wurde den Öster-
reichern letztes Jahr von den 
Willkommensklatschern 
alles vorgegaukelt. Hoch-
qualifi zierte Arbeitskräfte 
kommen, die den Fachar-
beitermangel kompensieren 

werden. Nun wissen wir wer 
da gekommen ist. 95% der 
Afghanen und 75% der Sy-
rer haben keine Berufsaus-
bildung, sondern nur einen 
Pfl ichtschulabschluss. Die-
ser Plichtschulabschluss im 
dortigen Bildungssystemni-
veau ist nicht mit unserem 
vergleichbar. Daher kommt 
in Wahrheit sogar eine hohe 
Anzahl an Analphabeten. 
Daher ist es aus freiheitli-
cher Sicht dringend notwen-
dig, dass die Mindestsiche-
rung  für Asyl- und subsidiär 
Schutzberechtigten auf die 
Grundversorgung – und das 
sind 520 Euro pro Monat - 
gekürzt wird.

Gerhard Knoll stellte einen 
Vergleich mit Österreichern 
her, die Jahrzehnte lang 
gearbeitet haben und nun 
900 Euro Pension erhal-
ten. „Asylberechtigte haben 

noch keinen einzigen Cent 
ins Sozialsystem eingezahlt 
und sollen sofort  die volle 
Mindestsicherung in Höhe 
von 914 Euro beziehen?  Das 
ist eine Ungerechtigkeit, die 
zum Himmel stinkt“, brach-
te es Knoll auf den Punkt.

Auch die Tatsache, dass 
von Zuwanderern sogar 
Lehrstellen – also eine Be-

rufsausbildung – abgelehnt 
wird, weil eine Mindestsi-
cherung höher ist als eine 
Lehrlingsentschädigung, 
konnte die linken Tagträu-
mer in der AK nicht über-
zeugen. „Die FA wird sich 
weiterhin für die Leistungs-
träger, das sind aus unserer 
Sicht die arbeitenden Men-
schen, einsetzen“, gibt Ger-
hard Knoll unbeeindruckt 
die freiheitliche Marsch-
richtung vor.

Kontroverse AK-Vollversammlung
Die Freiheitlichen Arbeitnehmer brachten in der 
AK-Vollversammlung im Mai vier wichtige Resolu-
tionen (siehe Grafi k unten) ein. Die Allianz aus FSG, 
ÖAAB, AUGE (Grüne), GLB (Kommunisten) und der 
Türkenliste ´Liste Perspektive´ nahm weder die For-
derung nach einer Absicherung des Bargeld noch die 
Beibehaltung von Schulnoten an. 

FA fordert mehr 
Gerechtigkeit

Mindestsicherung 
„beliebter“ als Lehre
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Über 5.000 Euro an staatli-
chen Unterstützungen soll 
eine zehnköpfi ge Asylanten-
familie im Bezirk Steyr im 
Vorjahr bezogen haben. Das 
geht aus einem Schreiben 
des Roten Kreuzes hervor, 
das seit einigen Tagen im 
Internet kursiert. Nachdem 
das Rote Kreuz die Echtheit 
des Schreibens bestätigt hat, 
ist die Empörung vor allem 
in den sozialen Medien groß.
Demnach erhielt die offenbar 
arabischstämmige Familie 
2015 eine bedarfsorientierte 
Mindestsicherung in Höhe 
von 3.783,90 Euro monat-
lich. Hinzu kamen ein Kin-
derabsetzbetrag sowie eine 
erhöhte Familienbeihilfe von 
1.334,20 Euro monatlich. In 
Summe standen der Familie 
also Geldmittel in Höhe von 
5.118,10 Euro pro Monat zur 
Verfügung. Bei einem weite-
ren Familienmitglied lief eine 
Berufung, weil die erhöhte 
Familienhilfe nicht bewilligt 
wurde. FPÖ-Sicherheitslan-

desrat Elmar Podgorschek 
kann die Aufregung in der 
Bevölkerung ob derartiger 
Summen verstehen. „Auf 
keinen Fall darf es dazu 
kommen, dass Einzelne die 

Mindestsicherung als Le-
bensmodell sehen und diese 
beziehen, obwohl sie noch 
nie in unser Sozialsystem 
einbezahlt haben. Die staatli-
che Unterstützung ist als Not-

fallsicherung in einer Aus-
nahmesituation gedacht und 
nicht als Recht, sich von der 
Allgemeinheit ein schönes 
Leben fi nanzieren zu lassen“, 
stellt Podgorschek klar.

STEUERGELD Juni 2016 7

Asylantenfamilie bekam 
Sozialleistungen in Rekordhöhe
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Vorweg  ein herzli-
ches Dankeschön für 
das erneute Vertrau-
en bei der aktuellen 
Betriebsratswahl in 
unserem Grobblech. 
Ich freue mich, in 
den nächsten vier 
Jahren ein Teil unse-
rer sieben-köp� gen 
Betr iebsratsmann-
schaft zu sein. Leider 
verloren hat sich die 
Betriebsratskörper-
schaft, sie wurde um 
ein Mandat reduziert, 
da sich  aufgrund der 
wirtschaftlichen Lage 
auch die Mitarbeiter-
zahl entsprechend 
verkleinerte.

Da sich die rote ehe-
malige Arbeiterpar-
tei SPÖ immer mehr 
vom österreichischen 
Arbeiter entfernt 
und mittlerweile so-
gar der neue Kanz-
ler trotz Rekordar-
beitslosigkeit eine 
schnel ls tmögl iche 
Arbeitserlaubnis für 
Asylwerber fordert, 
ist es umso wichtiger 
sich auch bei den Be-
triebsräten auf einen 
Richtungswechsel 
vorzubereiten.

Wir von den freiheit-
lichen und unabhän-
gigen Arbeitnehmern 
setzen uns nicht nur 
unabhängig vom Par-
teibuch für unsere 
Leute ein, sondern 
sind auch offen für 
alle Art von Mitarbeit.

Für Fragen, Wünsche 
oder sonstige Anlie-
gen bin ich immer 
für euch da  0664-
88322942

Euer
BR Harald Haas 

Liebe Kolleginnen 
und Kollegen!

Aktuell teilen sich die 
405.470 Arbeitslosen auf 
284.977 Inländer und 
120.493 Ausländer auf. Pro-
zentuell sind bereits 29,1 
Prozent der arbeitslosen 
Personen aus dem Ausland. 
Noch deutlicher fällt die 
Verteilung im Schulungs-
bereich aus. Von 71.081 
AMS-Schulungsteilneh-
mern sind 25.517 Auslän-
der, also knapp 36 Prozent.

Berufsabschlüsse für 
Asylanten via 
„Stichprobentests“

In absehbarer Zeit 
könnte es noch 
zu einer weite-
ren Verschärfung 
am heimischen 
Arbe i t smark t 
kommen. Denn 

die Bundesregierung will 
Asyl- und subsidiär Schutz-
berechtigten den Zugang 
zu einem Anerkennungs-
ver- fahren ohne 

entspre-
chende 
Doku-
mente 
e r -
m ö g -
l i -
chen . 

Konkret bedeutet das, dass 
Asylanten Berufs- oder Bil-
dungsabschlüsse trotz feh-
lender Nachweise erhalten.
Über die Verfahren zur Er-
mittlung der Qualifi kation 
heißt es in einer Geset-
zesvorlage der Regierung 
wörtlich: 
„Geeignet erscheinende 
Verfahren können etwa 
praktische oder theoreti-
sche Prüfungen, Stichpro-
bentests, Arbeitsproben 
sowie Gutachten von Sach-
verständigen sein. Die Aus-
wahl des Verfahrens […] 
liegt im Ermessen der zu-
ständigen Behörde.“
Dazu kommt von der FPÖ 
ein klares Nein. „Diesem 
Privileg, ohne den Nach-

weis eines Berufs- oder 
Bildungsabschlusses 
eine staatlich aner-
kannte Qualifi kation 
zu erhalten, kann 

man nur eine Absa-
ge erteilen“, sagt 
FPÖ-Landespar-
teiobmann Man-
fred Haim-
buchner.

Laut aktuellen Arbeitsmarktzahlen ist jeder dritte Ar-
beitslose in Österreich ein Fremder. Während die Ar-
beitslosigkeit bei Inländern im Vormonat Mai gegen-
über Mai 2015 minimal zurückgegangen ist, stieg die 
Zahl der beschäftigungslosen Ausländer im Vergleichs-
zeitraum um 11.352 Personen an – ein Plus von 10,4 
Prozent.

Asylanten: Mit Stichproben-
Tests zu Berufsabschlüssen
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